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Materielle Enteignung und fehlende Bauabsicht
Das Bundesgericht urteilt, dass die fehlende Bauabsicht des Eigentümers eines Grundstücks, das in Bauzone liegt, 
schliesst, wenn sie über eine längere Zeitspanne anhält, den Anspruch auf eine Entschädigung wegen materieller Ent-
eignung aus, wenn das Grundstück dann ausgezont wird. Eine verbindliche Frist, innerhalb derer der Eigentümer sein 
Grundstück überbauen muss, legt das Bundesgericht nicht fest. Jedoch ist davon auszugehen, dass zukünftig Ansprüche 
aus materieller Enteignung wegen Auszonungen kaum noch geltend gemacht werden können, wenn der Grundeigentü-
mer innerhalb von 15 Jahren, seitdem sein Grundstück einer Bauzone zugeteilt wurde, keine Anstalten macht, das 
Grundstück zu überbauen.

Le Tribunal fédéral juge que l’absence d’intention de construire de la part d’un propriétaire foncier pendant une longue 
période exclut tout droit à une indemnité pour expropriation matérielle en cas de déclassement de la parcelle. L’arrêt ne 
fixe toutefois pas de délai impératif pour construire. Il y a cependant lieu de considérer qu’à l’avenir, il sera pratiquement 
impossible de faire valoir des prétentions pour expropriation matérielle en raison du déclassement d’un bien-fonds si, 
dans les quinze ans suivant son classement en zone à bâtir, le propriétaire n’a entrepris aucune démarche concrète en 
vue de sa construction.

Urteil des Bundesgerichts vom 27. November 2024 (1C_275/2022)
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Bau- und Immobilienrecht (Baden)
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Der Fall

(309)�  Im Rahmen der von der Einwohnergemeinde Mellin­
gen (AG) beschlossenen Gesamtrevision der Nutzungspla­
nung Siedlung und Kulturland im Jahr 2016 wurden Teile einer 
im Miteigentum von zwei natürlichen Personen stehenden 
Parzelle aus den Bauzonen WG3 und W2 entlassen und der 
Landwirtschaftszone zugewiesen. Die angefochtene Zonie­
rung wurde vom Verwaltungsgericht des Kantons Aargau be­
stätigt. Die Eigentümer der von der Zonierung betroffenen 
Parzelle gelangten daraufhin mit ihrem Begehren um Ent­
schädigung infolge materieller Enteignung an das Spezialver­
waltungsgericht Kausalabgaben und Enteignungen des Kan­
tons Aargau. Dieses beschränkte das Verfahren auf das 
Vorliegen eines Enteignungstatbestandes und hiess das Be­
gehren teilweise gut. Es stellte fest, dass die Zuweisung des 
nordwestlichen Teilstücks in die Landwirtschaftszone eine 
materielle Enteignung bewirkt, nicht aber derjenige des südli­
chen Teilstücks. Gegen das Urteil des Spezialverwaltungsge­
richts gelangten sowohl die Einwohnergemeinde Mellingen 
als auch eine der Miteigentümerinnen an das kantonale Ver­
waltungsgericht. Dieses vereinigte die beiden Verfahren und 
hiess die Beschwerde der Miteigentümerin gut. Den Entscheid 
des Spezialverwaltungsgerichts änderte es dahingehend ab, 
dass die Zuweisung des südlichen Teilstücks von der Zone W2 
in die Landwirtschaftszone eine entschädigungspflichtige 
Enteignung bewirke. Die Einwohnergemeinde Mellingen er­
hob gegen den Entscheid des Verwaltungsgerichts Beschwer­
de an das Bundesgericht.

Der Entscheid

Das Bundesgericht heisst die Beschwerde der Einwohner­
gemeinde Mellingen gut und hebt den Entscheid des Verwal­
tungsgerichts des Kantons Aargau auf. Es verneint das Vorlie­
gen des Tatbestandes einer materiellen Enteignung. In einem 
ersten Schritt prüft es den Einwand der Einwohnergemeinde 
Mellingen, ob die mit der RPG-Revision vom 15. Juni 2012 ein­
geführten Änderungen von Art. 15 RPG als Neuumschreibung 
des Eigentums verstanden werden könnten. Das Bundesge­
richt verneint die Frage. Der revidierte Art. 15 RPG präzisiere 
einzig das geltende Recht und stärke den Vollzug, eine neue 
Inhaltsbestimmung des Eigentums sei damit nicht verbun­
den1.

Allerdings schränkt das Bundesgericht diese Erkenntnis 
sogleich ein: Wenngleich mit der Revision von Art. 15 RPG kei­
ne eigentliche Neuschaffung einer bodenrechtlichen Ordnung 
verbunden gewesen sei, könne aber doch nicht ausser Acht 
gelassen werden, dass die bundesrechtlichen Anforderungen 
an die Planung klarer gefasst worden seien. Art. 15 Abs. 4 lit. b 
RPG lege neu ausdrücklich fest, dass nur noch Land eingezont 
werden dürfe, welches auch im Fall einer konsequenten Mobi­
lisierung der inneren Nutzungsreserven in den bestehenden 
Bauzonen voraussichtlich innerhalb von 15 Jahren benötigt, 
erschlossen und überbaut werde2. Daraus schliesst das Bun­
desgericht, dass die Eigentümerschaft von Grundstücken, die 
innerhalb eines Zeitraums von 15 Jahren nicht oder nur teil­
weise überbaut werden, grundsätzlich nicht mehr darauf ver­
trauen dürfe, dass die Grundstücke zukünftig noch überbaut 
werden können. Das «Gemeinwesen» sei mit anderen Worten 
«nach Ablauf dieser 15 Jahre befugt, den Eigentumsinhalt einer 
Parzelle neu zu bestimmen». Damit entfalle auch ein Ent­
schädigungsanspruch aus materieller Enteignung, wenn die 
Eigentümerschaft im Planungshorizont von 15 Jahren keine 

  1	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.3.
  2	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.4.
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sichtbaren und konkreten Anstalten zur Bebauung ihres 
Grundstücks unternommen habe3. Gleichwohl könne die Fra­
ge, welche Bedeutung dem Planungshorizont von 15 Jahren 
für die Frage der Entschädigungspflicht im Falle einer Auszo­
nung zukomme, offenbleiben, weil die erforderliche Realisie­
rungswahrscheinlichkeit einer Überbauung im konkreten Fall 
nicht gegeben sei.4

Eine zukünftige bessere Nutzung der Sache führt nur dann 
zu einer entschädigungspflichtigen materiellen Enteignung, 
wenn im massgebenden Zeitpunkt anzunehmen war, sie lasse 
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft verwirk­
lichen (Realisierungswahrscheinlichkeit). Das Bundesgericht 
verneint im konkreten Fall die Realisierungswahrscheinlich­
keit, weil es die Eigentümer während zweier Planungsperio­
den und weit über den Planungshorizont von 15 Jahren gemäss 
Art. 15 Abs. 1 RPG hinaus gut 30 Jahre lang unterlassen hätten, 
von ihrer Befugnis zur Überbauung Gebrauch zu machen. Sie 
hätten deshalb nicht mehr grundsätzlich darauf vertrauen 
dürfen, dass ihre Parzelle bei der nächsten Nutzungspla­
nungsrevision in der Bauzone verbleiben würde. Ein Entschä­
digungsanspruch aus materieller Enteignung infolge einer 
Auszonung beurteile sich dementsprechend danach, ob die 
Berechtigung zum Bauen in naher Zukunft mit hoher Wahr­
scheinlichkeit aus eigener Kraft hätte realisiert werden kön­
nen, wobei auch die Passivität der Eigentümer zu berücksichtigen 
sei. Die Eigentümer hätten in freier Eigentumsbetätigung eine 
bauliche Nutzung der Parzelle zum Zwecke der Landwirt­
schaft gewählt, auch wenn eine Wohn- und Gewerbenutzung 
gemäss Zonenplan möglich gewesen sei. Diese Nutzung sei 
über einen äusserst langen Zeitraum ausgeübt worden, wes­
halb die nach dem alten Zonenplan grundsätzlich zulässige 
Wohn- und Gewerbenutzung bloss noch als rein theoretische 
künftige Verwendung erscheine, die keinesfalls naheliege. Die 
bauliche Nutzung des nördlichen Grundstückteils mit einem 
landwirtschaftlichen Ökonomiegebäude habe die grundsätz­
lich mögliche intensivere Wohn- und Gewerbenutzung über 
Jahrzehnte verhindert5.

Weiter falle in Betracht, dass die Beschwerdeführerin im 
Zeitpunkt des Eintritts der Eigentumsbeschränkung nicht Al­
leineigentümerin der betroffenen Parzelle gewesen sei. Zwi­
schen ihr und ihrem Bruder (Miteigentümer) habe keine Ei­
nigkeit hinsichtlich der künftigen Nutzung des Grundstücks 
bestanden. Zwar könne eine Miteigentümerin jederzeit die 
Aufhebung des Miteigentums verlangen, doch müsste sie die­
sen Anspruch bei Uneinigkeit hinsichtlich des Grundsatzes 
oder der Modalitäten der Teilung in einem gerichtlichen Ver­
fahren durchsetzen, was viel Zeit in Anspruch nehmen könne 
und im Falle einer körperlichen Teilung auch nicht feststehe, 
welche Teile des Areals einer Miteigentümerin zugewiesen 
würden. Auch dies spreche zusammen mit der langen Untätig­
keit und der landwirtschaftlichen Nutzung gegen eine bessere 
Nutzung des Grundstücks in naher Zukunft6.

  3	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.4.1.
  4	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.4.3.
  5	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 5.3.
  6	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 5.4.

Schliesslich hätte sich auch die verlangte Erschliessung 
nicht innert kurzer Frist aus eigener Kraft sicherstellen lassen. 
Zum einen sei die strassenmässige Erschliessung rechtlich 
nicht gesichert. Zum anderen fehle die erforderliche Erschlie­
ssungsplanung, welche während über 30 Jahren weder von 
privater noch von öffentlicher Seite in Angriff genommen 
worden sei. Bei der Erschliessungsplanung handle es sich um 
ein zusätzliches Bewilligungsverfahren, welches gegen eine 
rasche Realisierung einer Überbauung spreche. Es bestünden 
keine Hinweise, dass die Einwohnergemeinde Mellingen in 
«treuwidriger Weise» ihrer Erschliessungspflicht nicht nach­
gekommen sei7.

Die Anmerkungen

1. Obschon das Bundesgericht ausführt, dass mit dem revi­
dierten Art. 15 RPG keine neue Inhaltsbestimmung des Eigen­
tums verbunden ist, führt das Urteil (im Kern gestützt auf 
Art. 15 Abs. 4 lit. b RPG) im Ergebnis dazu, dass der Inhalt des 
Grundeigentums durch die Nutzungsplanung neu bestimmt 
werden darf8. Das gilt auch für mit dem Raumplanungsrecht 
(namentlich mit Art.  1, 3 und 15 RPG) übereinstimmende 
Nutzungsplanungen. Dass ein in der Bauzone liegendes 
Grundstück in derselben verbleibt, wird dem Grundeigen­
tümer nurmehr für einen Planungshorizont von 15 Jahren zu­
gesichert. Nach Ablauf von 15 Jahren «ist das Gemeinwe­
sen  (…) befugt, den Eigentumsinhalt einer Parzelle neu zu 
bestimmen»9. Um im Rahmen der bisher üblichen Terminolo­
gie von Nichteinzonungen (Bauzonen werden zu Nichtbauzo­
nen im Rahmen der erstmaligen Festsetzung einer RPG-kon­
formen Nutzungsplanung) und Auszonungen (Bauzonen 
werden zu Nichtbauzonen, obwohl bereits eine RPG-konforme 
Nutzungsplanung vorliegt) zu verbleiben, lässt sich der 
Schluss ziehen, dass eine Nutzungsplanung, die nach Ablauf 
des ordentlichen Planungshorizonts über unüberbaute Bau­
zonen verfügt, zumindest diesbezüglich RPG-widrig und da­
mit entschädigungsfrei anpassungsbedürftig wird.

Mit dieser Auslegung von Art. 15 RPG wandelt sich die nut­
zungsplanerische Eigentumsbeschränkung (im Sinne eines 
Verbots, Bauten und Anlagen ohne landwirtschaftlichen 
Zweck zu erstellen) hin zu einem vom Staat verliehenen, be­
fristeten konzessionsähnlichen Recht. Die Umschreibung der 
Nutzungsmöglichkeiten und damit des Werts des Grundei­
gentums wird der periodischen Disposition des Gesetzgebers 
anheimgestellt, was die Frage aufwirft, ob damit der Charak­
ter des Grundeigentums als übergesetzliches, verfassungs­
mässiges Recht nicht ausgehöhlt wird. Zwar geht das Bundes­
gericht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass Art. 26 BV 
das Eigentum nur in den Schranken gewährleistet, die ihm im 
öffentlichen Interesse und durch die Rechtsordnung gezogen 
sind, wozu unter anderem die Anforderungen der Raumpla­

  7	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 5.5.
  8	 So auch P. Hettich, Inhaltsbestimmungen des Eigentums – Gedanken zu 
einer obsolet gewordenen Rechtsfigur, in: F. De Rossa/G. Bovey/Ch. Hurni 
(Hrsg.), Festschrift 150 Jahre Bundesgericht, Bern 2025, S. 377 ff., 378.

  9	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.4.1.



Kommentierte Entscheide / Arrêts commentés  BR/DC 5/2025

225

nung gehören10. Bei der Einführung einer grundlegend neuen 
(bundes-)rechtlichen Ordnung, die verfassungsrechtlich ab­
gestützt ist, mag dies nachvollziehbar sein. Mit Blick auf die 
Raumplanung ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Boden­
ordnung, die durch den Erlass des RPG geschaffen wurde, 
nunmehr 45 Jahre alt ist. Die These, dass die mit der Planung 
betrauten Behörden bei drohenden Entschädigungsansprü­
chen aus materieller Enteignung nicht mehr in der Lage sein 
sollen, «ihren Auftrag kraftvoll und ohne Gefahr von Entschä­
digungsforderungen wahrnehmen [zu] können»11, ist insofern 
nicht mehr haltbar, als die Gemeinwesen ihre Nutzungspläne 
schon längst an die mit dem Inkrafttreten des RPG neu ge­
schaffene Bodenordnung hätten anpassen müssen12.

Systemwidrig erscheint der Aspekt, dem Gemeinwesen auf 
der untersten Staatsebene (Gemeinden), welches in den meis­
ten Kantonen den Erlass und die Änderung von Nutzungsplä­
nen verantwortet, die Bestimmung des Inhalts des Grund­
eigentums zu übertragen. Dies ist insofern bedenkenswert, als 
die Konkretisierung der Bundesverfassung und damit auch die 
Konkretisierung des Inhalts des Grundeigentums dem Bun­
desgesetzgeber obliegt. Erlasse des Bundesgesetzgebers ge­
hen aufgrund der Regelung von Art. 190 BV der Verfassung im 
Konfliktfall aber ohnehin vor, womit sie per se konkretisie­
rend auf die Eigentumsgarantie wirken können13.

2. Dem vom Bundesgericht adressierten Problem, der Passi­
vität des Grundeigentümers mit Blick auf die zonenkonforme 
Überbauung des Grundstücks, ist nicht durch eine Auszonung 
des Grundstücks, sondern durch die Baupflicht beizukommen 
(Art. 15a Abs. 2 RPG)14. Der Kanton Aargau kennt das Instru­
ment der Baupflicht, und zwar nicht nur bezüglich neu einge­
zonter, sondern auch für bereits eingezonte Grundstücke15. Im 
besprochenen Entscheid wird dieses Instrument nicht thema­
tisiert, obwohl auf der Hand liegt, dass es sich dabei um einen 
in Nachachtung des Verhältnismässigkeitsprinzips i.S.v. 
Art. 36 Abs. 3 BV milderen Eingriff in das Grundeigentum han­
deln würde16. In einem früheren Entscheid17 hatte das Bundes­
gericht noch festgehalten, die Kantone und Gemeinden ver­
fügten mit Art.  15a RPG über ein wirksames Instrument, um 
gegen die Baulandhortung vorzugehen. Weshalb diese zutref­
fenden Erwägungen ohne jede Auseinandersetzung damit un­
berücksichtigt blieben, ist nicht ohne weiteres nachvollzieh­
bar.

3. Unklar sind die vermögensrechtlichen Folgen mit Blick auf 
die Erhebung des Mehrwertausgleichs. Es ist nicht ausge­
schlossen, dass ein Grundstück, das infolge der Passivität des 

10	 BGE 149 I 291, E. 5.3.
11	 BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024, E. 3.4.1.
12	 Siehe auch Hettich (Fn. 8), S. 378.
13	 B. Waldmann, in: B. Waldmann/E. M. Belser/A. Epiney (Hrsg.), Bundes­
verfassung, Basler Kommentar, Basel 2015, Art. 26 N 11.

14	 Siehe zur Baupflicht auch R. Trajkova, Entschädigungslose Auszonung 
wegen fehlender Überbauungsabsicht? Zum Enteignungsfall der Ge­
meinde Mellingen (BGer 1C_275/2022 vom 27. November 2024), in: Jus­
letter vom 12. Mai 2025, N 12.

15	 § 28i Abs. 1 und 2 BauG AG.
16	 Gl. M. Trajkova (Fn. 14), N 12.
17	 BGer 1C_653/2017 vom 12. März 2019, E. 3.5.

Grundeigentümers entschädigungslos ausgezont wird, im 
Rahmen einer zukünftigen Revision der Nutzungsplanung 
wieder dem Baugebiet zugewiesen wird, hatte doch dessen 
Einzonung dannzumals einer raumplanerischen Interessen­
abwägung entsprochen. Dieser Tatbestand ist grundsätzlich 
mehrwertabgabepflichtig18. Es stellt sich die Frage, ob in einer 
solchen Konstellation eine Mehrwertabgabe erhoben werden 
darf. Denn die Mehrwertabgabe soll gemäss der gesetzgeberi­
schen Konzeption das Gegenstück für die Entschädigungen 
darstellen, welche das Gemeinwesen aus materieller Enteig­
nung ausrichten muss19. Wenn das Gemeinwesen nunmehr 
frei sein soll, den Eigentumsinhalt eines unüberbaut gebliebe­
nen Grundstücks nach Ablauf einer Planungsperiode von 
15 Jahren neu und entschädigungslos zu bestimmen, muss die 
Erhebung einer Mehrwertabgabe jedenfalls für dieses Grund­
stück im Falle einer zukünftigen Wiederaufnahme ins Bauge­
biet nach unserem Dafürhalten ausgeschlossen sein. Auch 
drängt sich die Frage auf, wie mit einer erfolgten Mehrwert­
abgabe umzugehen ist, wenn das entsprechende Land 15 Jahre 
später entschädigungslos wieder einer Nichtbauzone zuge­
führt werden kann: Ist die Abgabe zurückzuerstatten oder darf 
das Gemeinwesen diese einbehalten?

4. In seiner bisherigen Rechtsprechung wandte das Bundes­
gericht einen objektiven Massstab bei der Frage an, ob eine 
Planungsmassnahme innerhalb einer RPG-konformen Bau­
zone wie eine Enteignung wirkt. Die Bauabsichten des Grund­
eigentümers für die nahe Zukunft spielten keine Rolle20. Mit 
dem besprochenen Entscheid wird diese Praxis geändert, in­
dem nunmehr die Bauabsichten des Grundeigentümers eine 
zentrale, wenn nicht sogar die ausschlaggebende Rolle bei der 
Frage spielen, ob eine Planungsmassnahme enteignungs­
gleich oder -ähnlich wirkt21. Unabhängig von objektiven Mass­
stäben dürfte ein Grundeigentümer in Zukunft jedenfalls kei­
nen Anspruch auf eine Entschädigung wegen materieller 
Enteignung mehr haben, wenn ihm Untätigkeit mit Blick auf 
die Überbauung seines Grundstücks vorgeworfen werden 
kann. Vor dem Hintergrund dieser weitreichenden Praxisän­
derung erscheint es unbefriedigend, dass der Entscheid nicht 
in die Amtliche Sammlung aufgenommen wurde22.

5. Unklar sind die Ausführungen des Bundesgerichts sodann 
hinsichtlich der fehlenden Erschliessung. Das Bundesgericht 
moniert eine fehlende Erschliessungsplanung, was gegen die 
rasche Realisierung einer Überbauung in naher Zukunft spre­
che. Treuwidriges Verhalten könne der Gemeinde nicht vorge­
worfen werden. Die Erschliessungspflicht liegt von Gesetzes 
wegen beim Gemeinwesen (Art.  19 Abs.  2 RPG, Art.  2 Abs.  1 
RPG). Kommt das Gemeinwesen seiner Pflicht nicht nach, 
verhält es sich gesetzeswidrig. Treuwidriges Verhalten des 
Gemeinwesens ist demgegenüber nicht erforderlich und es ist 

18	 Art. 5 Abs. 1bis RPG und § 28a Abs. 1 BauG AG.
19	 Art. 5 Abs. 1ter RPG.
20	 BGer 1C_653/2017 vom 12. März 2019, E. 4.4.
21	 Zur Praxisänderung auch Trajkova (Fn. 14), N 13.
22	 Vgl. dazu nun auch den Entscheid Verwaltungsgericht Aargau 
WBE.2025.115 vom 8. Juli 2025, E. 2.4, betreffend die Kostenfolgen des hier 
kommentierten Entscheids.
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auch nicht klar, was damit gemeint ist. Einem Grundeigen­
tümer darf die Untätigkeit des Gemeinwesens mit Blick auf die 
nicht erfolgte Erschliessung seines Grundstücks nicht vorge­
halten werden. Der Entscheid weist jedoch darauf hin, dass 
Grundeigentümer, deren Grundstücke erschliessungs- oder 

planungsrechtlich nicht baureif sind, ohne Verzug die ent­
sprechende Planung angehen müssen oder die planungs- und 
erschliessungspflichtige Gemeinde auffordern müssen, die 
entsprechenden Arbeiten an die Hand zu nehmen.

Zielpublikum 
Architektinnen und Architekten, Ingenieurinnen und
Ingenieure sowie weitere Fachleute mit Projekterfahrung,
die planen, leiten und prüfen.

Inhalte 
Rechtliche Grundlagen (Vertrag/Delikt/Verfahren),
Recht der Bauwerkverträge, Recht der Planerverträge,  
öffentliches Vergaberecht, praktische Vertragsgestaltung, 
jeweils unter Einbezug einschlägiger Normen der KBOB
und des SIA.
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Hubert Stöckli, Prof. Dr. iur., MCL, Universität Freiburg
Roger König, Dr. iur., LL.M., Rechtsanwalt
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